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Vor mittlerweile bald vier Jahren wurde das 
Übereinkommen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen (UN-Behinderten-
rechtskonvention, kurz BRK) zu einem inte-
gralen und verbindlichen Bestandteil des 
Schweizer Rechts. Einleitend soll noch ein-
mal vergegenwärtigt werden, welche Be-
deutung dieser Konvention für die schwei-
zerische Gesellschaft und für den Bildungs-
bereich im Besonderen zukommt.

Gesellschafts- und bildungs-

politische Standards der BRK

a) Inklusion und Teilhabe

Die BRK steht in verschiedener Hinsicht für 
einen grundlegenden Paradigmenwechsel. 
Aus gesellschaftspolitischer wie auch men-
schenrechtstheoretischer Perspektive er-

weist sich insbesondere der Begriff der In-
klusion («Einbeziehung») und mit ihm ver-
bunden das Ziel eines «verstärkten Zugehö-
rigkeitsgefühls» (Präambel BRK, Bst. m) als 
richtungsweisend (Bielefeldt, 2009, S. 10). 
Inklusion fordert dementsprechend nicht 
bloss die Öffnung bestehender Systeme für 
Menschen mit Behinderungen «im Rahmen 
des Möglichen», sondern die Veränderung 
der Gesellschaft und ihrer Subsysteme da-
hingehend, dass alle Menschen selbstver-
ständlich zugehörig sind (Aichele, 2008, 
S. 12; Bielefeldt, 2009, S. 11). 

Gemeinsam mit der Inklusion bildet die 
«vollständige und wirksame Teilhabe an 
der Gesellschaft» einen der allgemeinen 
Grundsätze der BRK (Art. 3 Bst. c BRK) (Bie-
lefeldt, 2009, S. 10; Wansing, 2012, S. 96).

Eliane Scheibler

Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
mit Fokus auf den Bereich Bildung

Zusammenfassung
Aus der UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) resultiert die staatliche Pflicht zum Aufbau einer inklusiven Gesell-
schaft und eines entsprechenden Bildungssystems durch Massnahmen rechtlicher, institutioneller, politischer und ad-
ministrativer Art. Dieser Beitrag vermittelt anhand von Beispielen einen kursorischen Überblick über den Umsetzungs-
stand der BRK in der Schweiz. Vor dem Hintergrund der Praxis von UN-Menschenrechtsorganen wird sodann auf die 
Umsetzung von Artikel 24 BRK auf Bundesebene und – exemplarisch am Kanton Bern – auf kantonaler Ebene fokus-
siert. Dabei zeigt sich, dass der erforderliche politische Wandel noch nicht stattgefunden hat. Der Beitrag schliesst mit 
Anregungen an Bund, Kantone und Bildungsfachpersonen.

Résumé
La CDPH des Nations Unies implique pour les instances publiques le devoir de construire une société inclusive et un 
système éducatif adéquat par des mesures d’ordre juridique, institutionnel, politique et administratif. Le présent ar-
ticle apporte à l’aide d’exemples un aperçu succinct de l’état des lieux concernant la mise en œuvre de la CDPH en 
Suisse. Il se concentrera ensuite – avec en arrière-plan la réalité pratique des organismes dédiés aux droits humains 
aux Nations Unies – sur l’application de l’art. 24 CDPH à l’échelle de la Confédération, puis – à l’exemple du canton 
de Berne – à l’échelle cantonale. Et l’on constate à cette occasion que le changement politique nécessaire n’a pas en-
core eu lieu. La contribution se termine par des suggestions à l’adresse de la Confédération, des cantons et des pro-
fessionnels du domaine de la formation.
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Über ein traditionelleres, individualrechtli-
ches Nichtdiskriminierungsverständnis hin-
aus fordert also die BRK – in Bielefeldts 
Worten – eine «freiheitliche und gleichbe-
rechtigte soziale Inklusion» bzw. die Ermög-
lichung «freier Gemeinschaftsbildung» 
(2009, S. 10ff.).

b)  Pflicht zur Schaffung 

eines inklusiven Bildungssystems

In Übereinstimmung mit dem UNO-Kom-
missariat für Menschenrechte (2013, S. 7, 
N. 18) wird die Pflicht zur Schaffung eines 
inklusiven, lebenslangen Bildungssystems 
auf allen Ebenen (Art. 24 Abs. 1 BRK) hier 
als übergeordnete Pflicht verstanden, die 
durch die Absätze 2–5 in Bezug auf ver-
schiedene Aspekte spezifiziert wird.

In der rechtswissenschaftlichen Lehre 
herrscht weitgehend Einigkeit darüber, dass 
Artikel 24 BRK eine staatliche Pflicht zur 
Schaffung eines inklusiven Bildungssystems 
statuiere und sich dieses qualitativ von ei-
nem integrativen System unterscheide (vgl. 
u. a. Krajewski & Bernhard, 2012, S. 168, N. 
12; Kreutz, 2013, S. 246, N. 8; Dörschner, 
2014, S. 127). Dass im erziehungswissen-
schaftlichen Diskurs bisweilen noch eine 
Verunsicherung über die inhaltliche Trag-
weite von Artikel 24 BRK zu beobachten ist, 
scheint primär auf die Übersetzungsproble-
matik 1 zurückzuführen. Insbesondere im 
Zusammenhang mit inklusiver Bildung 
nimmt die rechtswissenschaftliche Literatur 
wiederum auf pädagogische Inklusionskon-
zepte Bezug wie dasjenige von Andreas 
Hinz (2002) (so z. B. Dörschner, 2014, S. 126, 
Fn. 687).

Die erforderlichen Massnahmen zur Umset-
zung von Artikel 24 BRK auf nationalstaatli-
cher Ebene haben verschiedene UNO-Men-
schenrechtsorgane ausdifferenziert, so ins-
besondere der UNO-Ausschuss für die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen 
(BRK-Ausschuss) in seinen Empfehlungen in 
den Staatenberichtsverfahren sowie seinem 
Allgemeinen Kommentar Nr. 4 und das Hoch-
kommissariat für Menschenrechte in einer 
thematischen Studie (UNO-Kommissariat für 
Menschenrechte, 2013). Die Implementie-
rung erfordert unter anderem einen Prozess 
im Sinne einer eigentlichen systemischen Re-
form – mit Änderungen und Modifikationen 
in Inhalt, Lehrmethoden, Ansätzen, Struktu-
ren und  Rahmenbedingungen – und nicht le-
diglich die Durchführung von Zusatzpro-
grammen (BRK-Ausschuss, 2016, S. 3, N. 11; 
S. 16, N. 63.b). Weiter notwendig ist die 
Schaffung entsprechender gesetzlicher und 
strategischer Grundlagen (inkl. eines materi-
ellen Rechts auf inklusive Bildung), die Bün-
delung der Verwaltungszuständigkeit und 
des gesamten Bildungsbudgets bei jeweils 
einer (Bildungs-)Behörde, ausreichende fi-
nanzielle und personelle Ressourcen (unter 
Ausschöpfung der verfügbaren Mittel), ein 
Ressourcentransfer von separativen zu inklu-
siven Strukturen und die Transformation von 
Sonderschulen zu Kompetenzzentren für 
Inklusion (BRK-Ausschuss, 2016, S. 16ff., 
N. 63ff.; UNO-Hochkommissariat für Men-
schenrechte, 2013, S. 14 f., N. 56ff.). Insge-
samt bedarf Artikel 24 BRK einer zweigleisi-
gen Umsetzung, indem die Nichtdiskriminie-
rung von Lernenden mit Behinderungen in 
Regelschulen sichergestellt wird (inkl. ange-
messene Vorkehrungen im Einzelfall) und 
gleichzeitig mittels Transformationsplänen 
ein schrittweiser Aufbau eines inklusiven Bil-
dungssystems erfolgt (UNO-Hochkommissa-
riat für Menschenrechte, 2013, S. 17, N. 70). 

1 Siehe hierzu etwa Aichele (2008, S. 11ff.); zusätz-

lich mit Bezug auf den (völkerrechtlich ebenfalls 

verbindlichen) französischen Vertragstext (Hess-

Klein 2017, S. 19f.; Wansing 2015, S. 45).

Zeitschrift_Inhalt_3_18.indd   7 01.03.18   14:58

Permalink: www.szh-csps.ch/z2018-03-01



8

Schweizerische Zeitschrift für Heilpädagogik, Jg. 24, 3 / 2018

U M S E T Z U N G  D E R  U N - B E H I N D E R T E N R E C H T S K O N V E N T I O N  I N  D E R  S C H W E I Z

geprägten Sozialversicherungsrechts sei ex-
emplarisch das Bundesgesetz über die Insti-
tutionen zur Förderung der Eingliederung 
von invaliden Personen (IFEG) erwähnt. 
Dessen einseitige Ausrichtung auf die ver-
pflichtende Finanzierung von Plätzen in se-
parativen Strukturen erschwert unter ande-
rem den Aufbau gemeindenaher Unterstüt-
zungsdienste, welche Artikel 19 BRK vor-
sieht, um Menschen mit Behinderungen 
eine unabhängige Lebensführung innerhalb 
der Gemeinschaft und die Einbeziehung in 
dieselbe zu ermöglichen, um damit ihre Iso-
lation und Absonderung zu verhindern. 2

Das Behindertengleichstellungsgesetz 
(BehiG) als zentrale rechtliche Grundlage 
enthält zwar insbesondere zur Sicherstel-
lung des physischen Zugangs zum öffentli-
chen Verkehr und teilweise auch zu Bauten 
und Anlagen in ihrer Anlage wirksame Vor-
schriften. Demgegenüber bietet es Men-
schen mit Behinderungen nur einen sehr 
schwachen Schutz bei Benachteiligungen 
im Erwerbsleben und bei der Inanspruch-
nahme von Dienstleistungen Privater; wei-
tere wichtige Lebensbereiche klammert es 
vollständig aus. Auch im vom Bund positiv 
hervorgehobenen Erwachsenenschutzrecht 
dominiert nach wie vor die stellvertretende 
anstelle der von Artikel 12 BRK geforderten 
unterstützten Entscheidfindung.

Vor diesem Hintergrund erstaunt es 
nicht, dass die Anliegen von Menschen mit 
Behinderungen in der Schweiz auch institu-
tionell vor allem sozialpolitisch und fürsorge-
risch angegangen werden. Aufgrund des be-
grenzten Umfangs dieses Beitrags wird dies-
bezüglich auf die Ausführungen im Schat-
tenbericht verwiesen (Art. 4 und 33 BRK).

Stand der Umsetzung der BRK 

in der Schweiz

Bereits im Zuge des Ratifikationsverfahrens 
zur BRK vertrat der Bund die Ansicht, dass die 
Schweiz deren Anforderungen weitgehend 
erfülle (Bundesrat, 2012, S. 662). Im ersten 
Staatenbericht der Schweiz zuhanden des 
BRK-Ausschusses wird sodann unter Bezug-
nahme auf die Bundesverfassung (BV) sowie 
Erlasse (und teilweise deren Revisionen) des 
Behindertengleichstellungs-, Sozialversiche-
rungs-, Erwachsenenschutzrechts und kan-
tonalen Rechts konstatiert, die allgemeine 
Ausrichtung der BRK und diejenige der «für 
die Rechte der Menschen mit Behinderungen 
besonders wichtigen Elemente der schweize-
rischen Politik» würden übereinstimmen 
(Bundesrat, 2016, S. 5 und 7f., N. 6 und 12f.). 
Der nächste Schritt bestehe in der Weiterent-
wicklung der Behindertenpolitik und somit 
der Umsetzung der BRK in Bezug auf «alle 
Lebens- und Rechtsbereiche» (S. 8, N. 14). 

Die Analyse der Zivilgesellschaft im soge-
nannten «Schattenbericht» zuhanden des 
BRK-Ausschusses unterscheidet sich grund-
legend von derjenigen des Bundes (Inclusi-
on Handicap, 2017a). Danach zeigen sich 
trotz der Existenz gewisser Rechtsgrundla-
gen teilweise schwerwiegende Defizite in 
rechtlicher, institutioneller und politischer 
Hinsicht auf allen föderalen Ebenen, von de-
nen im Folgenden einige veranschaulicht 
werden sollen.

Für den Bereich des noch stark von ei-
nem defizitären und fürsorgerischen Ansatz 

2 Zur Bedeutung von Art. 19 BRK allgemein vgl. 

Rohrmann & Weber (2015) sowie Trenk-Hinter-

berger (2013); zur Praxis des BRK-Ausschusses vgl. 

Hess-Klein (2017), S. 27ff.

Der Schattenbericht benennt teilweise 
schwerwiegende Defizite in rechtlicher, 
institutioneller und politischer Hinsicht 
auf allen föderalen Ebenen.
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tätigkeit vermehrt Beachtung zukommen 
(S. 40, N. 130). Für die «Auslegung von Art. 
24» verweist der Bericht auf das BehiG, die 
kantonalen Erlasse zur Sonderschulung und 
den grundsätzlichen Vorrang integrativer 
vor separierenden Lösungen. Damit seien 
die Anforderungen der BRK im Bereich des 
Grundschulunterrichts erfüllt (S. 40, N. 132).

In der Sozial- und Rechtsberatungspraxis 
der Behindertenorganisationen zeigt sich 
hingegen, dass Menschen mit Behinderun-
gen vom Frühbereich bis hin zum lebenslan-
gen Lernen mit zahlreichen, zum Teil schwe-
ren Benachteiligungen konfrontiert sind – 
insbesondere auch, was ihr oben skizziertes 
Recht auf «gleichberechtigte soziale Inklu-
sion» betrifft. Die Ursachen hierfür werden 
nachfolgend am Beispiel des Bundes sowie 
insbesondere des Kantons Bern in kursori-
scher Weise erläutert.

Auch im Bildungsbereich erweisen sich 
zunächst die Rechtsgrundlagen auf Bundes-
ebene (Art. 8 Abs. 2 BV, Art. 19 und 62 
Abs. 3 BV 4, Art. 2 Abs. 5 i.V.m. 3 lit. f BehiG, 
Art. 20 BehiG) trotz ihrer grundsätzlichen 
Relevanz für die effektive rechtliche Veran-
kerung eines inklusiven Bildungssystems als 
unzureichend.

Auf politisch-strategischer Ebene fehlt beim 
Bund eine umfassende, kohärente Strategie 
zur Umsetzung der BRK bzw. eine eigentli-
che Behindertenpolitik noch gänzlich – in-
klusive Aktionsplan mit klaren und nach-
weisbaren Zielen für alle Ebenen des Ge-
meinwesens. Der Bericht des Eidgenössi-
schen Departements des Inneren (EDI) zur 
Entwicklung einer Behindertenpolitik vom 
Januar 2017 wird dieser Anforderung leider 
nicht gerecht (EDI, 2017). Selbst der grund-
sätzlich effektiv und detailliert geregelte 
hindernisfreie Zugang zum öffentlichen 
Verkehr (siehe BehiG und seine Verordnun-
gen) ist aufgrund mangelnder bzw. nicht 
rechtskonformer Umsetzungsstrategien 
noch lange nicht Realität. 3

Positiv hervorzuheben sind jedoch der-
zeit laufende Projekte auf kantonaler Ver-
fassungs-, Gesetzgebungs- und Umset-
zungsebene (bspw. in den Kantonen Basel-
Stadt, Freiburg, Zug und Zürich).

Bereits aus diesem Überblick und den 
punktuellen Beispielen sollte sich der ge-
setzgeberische und politische Handlungs-
bedarf in der Schweiz in vielerlei Hinsicht er-
schliessen. Zur allfälligen Vertiefung wird 
die Lektüre des erwähnten Schattenbe-
richts empfohlen.

Stand der Umsetzung der BRK 

im Bereich Bildung

Der bereits oben zitierte Initialstaatenbe-
richt hält in Bezug auf Artikel 24 BRK fest, 
dass die Berücksichtigung der spezifischen 
Bedürfnisse von Lernenden mit Behinderun-
gen in den Regelstrukturen verstärkt wor-
den sei. Geschaffene Grundlagen müssten 
aber noch in die Praxis einfliessen und der 
Abstimmung an Schnittstellen des Bil-
dungssystems und am Übergang zur Berufs-

3 Siehe hierzu Inclusion Handicap (2017b).

4 Zum verfassungsmässigen Anspruch auf ausrei-

chenden und unentgeltlichen Grundschulunter-

richt von Kindern und Jugendlichen mit Behinde-

rungen vgl. Aeschlimann-Ziegler (2011). Zur recht-

lichen Situation von Menschen mit Behinderun-

gen im Bildungsbereich allgemein siehe Schefer & 

Hess-Klein (2014, S. 323ff.).

Die Rechtsgrundlagen auf Bundesebene 
sind für die effektive rechtliche Verankerung 
eines inklusiven Bildungssystems 
unzureichend.
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Ein weiteres Beispiel für eine mit der BRK 
unvereinbare Regelung ist die Vorgabe ei-
ner Höchstzahl an finanzierten Assistenz-
stunden für eine integrative Beschulung im 
Kanton Aargau. 6

In institutioneller Hinsicht zeigt sich ex-
emplarisch am Kanton Bern, dass die Zu-
ständigkeit für die Grundschulbildung von 
Kindern und Jugendlichen mit Behinderun-
gen bisweilen noch immer bei den Gesund-
heits- und Fürsorge- statt bei den Erzie-
hungsbehörden angesiedelt ist. Dies soll 
sich nun im Kanton Bern ebenfalls ändern 
(Regierungsrat des Kantons Bern, 2017, 
S. 28 u. a.).

Eine Strategie zum Aufbau eines inklu-
siven Bildungssystems nach Artikel 24 BRK 
fehlt leider auf allen Ebenen vollständig, 
insbesondere auch im erwähnten Bericht 
des EDI zur Entwicklung einer Behinderten-
politik. Der Kanton Bern sieht für die Neuor-
ganisation der Sonderschulbildung u. a. fol-
gende Prämisse vor: «Sonderschulbildung 
findet integrativ (Regelschule) oder separa-
tiv (Sonderschule) statt». Die Neuorganisa-
tion wolle zudem das derzeitige zahlenmäs-
sige Verhältnis integrativ (20 %) und sepa-
rativ (80 %) beschulter Sonderschülerinnen 
und Sonderschüler «nicht grundsätzlich ver-
ändern» (Regierungsrat des Kantons Bern, 
2017, S. 6f., 3 u. a.). Wie ein solches Grund-
verständnis, das nicht einmal der Integrati-
on den prinzipiellen Vorrang einräumt und 
damit hinter die bundesgerichtliche Recht-

Die 16 Kantone, welche bisher dem Son-
derpädagogikkonkordat beigetreten sind, 
mögen zwar – wenigstens formell – ein in-
tegratives Schulsystem eingeführt haben, 
jedoch bei Weitem kein inklusives. Eine nä-
here Betrachtung der kantonalen Gesetz-
gebung zeigt vereinzelt noch gravierende-
re Defizite. So resultiert aus dem geltenden 
Berner Volksschulgesetz in letzter Konse-
quenz, dass Kinder mit Behinderungen un-
ter gewissen Umständen ausgeschult wer-
den. 5 Zwar soll nun neu der Kanton für ei-
nen Schulplatz besorgt sein und die Auf-
nahme von Lernenden in Sonderschulen 
mittels Leistungsverträgen geregelt wer-
den (Regierungsrat des Kantons Bern, 
2017, S. 28 u. a.). Der Bericht des Regie-
rungsrats statuiert jedoch nach Ansicht 
von Inclusion Handicap zu wenig klar, dass 
der verfassungsmässige Anspruch von Kin-
dern mit Behinderungen auf ausreichen-
den und unentgeltlichen Grundschulunter-
richt durch die im Leistungsvertrag festzu-
haltenden «Rahmenbedingungen und Kri-
terien» keinesfalls vereitelt werden darf.

5 Siehe Art. 18 Abs. 1 des Volksschulgesetzes des 

Kantons Bern (VSG), wonach «Kinder, die nicht in 

Regelklassen oder besonderen Klassen geschult 

werden können, in Sonderschulen oder Heimen 

geschult werden (müssen) oder auf andere Weise 

Pflege, Erziehung, Förderung und angemessene 

Ausbildung erhalten (müssen)». Nach Abs. 3 sind 

die Eltern des betroffenen Kindes verantwortlich 

dafür, die anderweitige Schulung zu organisieren. 

Gelingt ihnen dies – bei der fehlenden Aufnahme-

pflicht der Sonderschulen – nicht, erhalten die 

Kinder überhaupt keine Beschulung mehr (siehe 

auch Aschwanden, 2016). Die geschilderte Fall-

konstellation ist Inclusion Handicap auch aus der 

Rechtsberatung bekannt.

6 Vgl. allgemein § 3 Abs. 1 lit. d i.V.m. § 5–7 der Ver-

ordnung über die integrative Schulung von Kin-

dern und Jugendlichen mit Behinderungen sowie 

die besonderen Förder- und Stützmassnahmen 

des Kantons Aargau. Gegen die Durchsetzung des 

Automatismus aus § 7 Abs. 2 i.V.m. § 5 Abs. 2 der 

Verordnung wehrten sich die Eltern eines betrof-

fenen Kindes mit Asperger-Autismus bis vor Bun-

desgericht letztlich erfolgreich (BGE 141 I 9).
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ger Bildungsstrukturen, die für ein inklusi-
ves Bildungssystem notwendig wären, bis 
anhin leider ausgeblieben sind. Diesbezüg-
liche Fortschritte sind auch vom neuen Be-
richt des EDI zur Behindertenpolitik, der an-
fangs 2018 publiziert werden soll, kaum zu 
erwarten. Nach Ansicht der Behindertenor-
ganisationen lässt sich eine solche Unterlas-
sung mit dem Argument der Kompetenz-
aufteilung zwischen Bund und Kantonen 
keineswegs rechtfertigen. Vielmehr wäre es 
Pflicht beider föderalen Einheiten, im Rah-
men der Entwicklung ihrer jeweiligen Be-
hindertenpolitik Massnahmen zur Umset-
zung von Artikel 24 BRK zu erarbeiten und 
zu koordinieren. Für die Kantone würde dies 
insbesondere bedeuten, ihre im Rahmen 
der Neugestaltung des Finanzausgleichs 
und der Aufgabenteilung zwischen Bund 
und Kantonen (NFA) zu erarbeitenden Son-
derpädagogikkonzepte an der seit Inkraft-
treten der BRK veränderten Rechtslage aus-
zurichten.

In Anbetracht dieses skizzierten Umset-
zungsstands ist das Wissen von Fachperso-
nen aus der Bildungspraxis, -verwaltung 
und -forschung und ihr Bekenntnis zur In-
klusion von grosser Bedeutung. Ein entspre-
chendes Engagement im Rahmen ihres pro-
fessionellen Wirkungsbereichs und womög-
lich auch darüber hinaus in bildungspoliti-
schen Prozessen würde einer Umsetzung 
von Artikel 24 BRK sicherlich sehr zugute 
kommen.

sprechung sowie Artikel 2 Abs. 2 lit. b des 
Sonderpädagogikkonkordats zurückgeht, 
«eine Entwicklung im Sinne der Behinder-
tenrechtskonvention» (S. 3) ermöglichen 
soll, erscheint rätselhaft.

Eine analoge Haltung widerspiegelt 
sich auf administrativer Ebene bei der kon-
kreten Gewährleistung integrativer Mass-
nahmen in Regelstrukturen. Insbesondere 
für Kinder mit einer geistigen Behinderung 
oder mit Autismus-Spektrum-Störungen 
stellt die Schulung in einer Sonderschule ge-
mäss Praxiserfahrungen nach wie vor den 
Regelfall dar. Defizitär ist über alle Bil-
dungsstufen hinweg auch die Gewährung 
bzw. Finanzierung angemessener Vorkeh-
rungen im Einzelfall (insbesondere Nach-
teilsausgleich und Assistenz), unter ande-
rem aufgrund mangelnder Fachkenntnis der 
zuständigen Behörden.

Äusserst problematisch sind schliess-
lich die Sparprogramme vieler Kantone wie 
das aktuell im Kanton Bern debattierte 7, die 
unter anderem den Bildungsbereich und 
dort auch die integrative Förderung betref-
fen. Ein finanzieller und personeller Res-
sourcentransfer von separativen in integra-
tive bzw. in den Aufbau inklusiver Struktu-
ren bleibt aus. Die mangelnde Bereitstel-
lung finanzieller Ressourcen führt zu 
grossen Problemen bereits bei der Umset-
zung des integrativen Schulsystems sowie 
zu entsprechender Kritik an ebendiesem. Es 
ist zu befürchten, dass sich Gegnerinnen 
und Gegner eines inklusiven Schulsystems 
die entsprechenden negativen Haltungen 
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bandes Bildung Bern (Hartmann, 2017).

Ein finanzieller und personeller 
Ressourcentransfer von separativen 
in integrative bzw. in den Aufbau 
inklusiver Strukturen bleibt aus.
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